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Bericht und Antrag 

des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 


zur Unterrichtung durch die Bundesregierung betr. Durchgangsverkehr 
zwischen der Bundesrepubiik Deutschiand und Beriin (West) 

hier: Verplombung von Leerfahrzeugen 
— Drucksache 7/3230 — 


A. Problem 

Der Bundestag hatte bei Verabschiedung des Gesetzes über die 
Verplombung im Durchgangsverkehr von zivilen Gütern zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und Berlin (West) um 
einen Erfahrungsbericht gebeten; am Nutzen eines Verplom- 
bungszwangs für Leerfahrzeuge waren seinerzeit teilweise 
Zweifel geäußert worden. 


B. Lösung 

Der vorgelegte Bericht der Bundesregierung bestätigt das Funk- 
tionieren des Durchgangsverkehrs von und nach Berlin unter 
der Geltung des Verplombungsgesetzes und sieht in dem Ver- 
plombungszwang für Leerfahrzeuge eine mögliche Lösung, die 
sich von dem Nutzen der Alternative einer fakultativen Ver- 
plombung von Leerfahrzeugen nicht so wesentlich unterschei- 
det, als daß Anlaß zu einer Gesetzesänderung bestünde. 

Der Ausschuß hat von der Vorlage Kenntnis genommen. 

Einstimmigkeit im Aussdiuß 


C. Alternativen 

wurden nicht vorgebracht 


D. Kosten 

gegenstandslos 
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A. Bericht des Abgeordneten Röhlig 


Die Vorlage — Drucksache 7/3230 — wurde durch 
Schreiben des Präsidenten des Deutschen Bundes- 
tages vom 21. Februar 1975 an den Finanzausschuß 
federführend sowie an den Haushalts ausschuß, den 
Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fern- 
meldewesen und an den Ausschuß für innerdeut- 
sche Beziehungen zur Mitberatung überwiesen. Der 
Finanzausschuß hat über den Bericht am 16. April 
1975 beraten. 

Der Finanzausschuß empfiehlt in Übereinstim- 
mung mit den mitberatenden Ausschüssen, den Be- 


Bonn, den 17. April 1975 

Röhlig 

Berichterstatter 


rieht zur Kenntnis zu nehmen. Er hat sich damit der 
Auffassung der Bundesregierung angeschlossen, daß 
die praktischen Erfahrungen mit dem Gesetz über 
die Verplomb ung im Durchgangsverkehr von zivilen 
Gütern zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und Berlin (West) vom 23. Juni 1972 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 985) positiv zu beurteilen sind und auch 
hinsichtlich der seinerzeit begründeten Verplom- 
bungspflicht für Leerfahrzeuge keine Gesetzesände- 
rung erforderlich ist. 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

von der Vorlage — Drucksache 7/3230 — Kenntnis zu nehmen. 

Bonn, den 17. April 1975 

Der Finanzausschuß 

Frau Funcke Röhlig 

Vorsitzende Berichterstatter 
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